
1 Strafprozeßordnung — StPO

Erziehungsmaßnahme der öffentlichen 
Rücknahme ist auf die Fälle zu beschrän­
ken, in denen die Tat den Charakter einer 
öffentlichen Beleidigung oder Verleumdung 
hatte und deshalb die Entschuldigung ge­
genüber dem Beleidigten bzw. Verleumde­
ten nicht ausreichend ist Die öffentliche 
Rücknahme vor dem Personenkreis, der von 
der Tat Kenntnis erlangte, geschieht in der 
Regel durch mündliche Rücknahme vor 
dem Kollektiv, ausnahmsweise durch Aus­
hang der Rücknahmeerklärung in einem 
bestimmten Bereich (z. B. Mitteilungstafel 
der Hausgemeinschaft, des Betriebes, der 
Gemeinde).
Verpflichtet sich der Beschuldigte, die Be­
leidigung bzw. Verleumdung öffentlich zu­
rückzunehmen oder wird ihm eine solche 
Pflicht auferlegt, hat die Schiedskommis­
sion in ihrem Beschluß den Text, den Ort, 
den Termin und beim öffentlichen Aushang 
dessen Zeitdauer — nicht länger als eine 
Woche — festzulegen. Die Verpflichtung des 
Bürgers zur öffentlichen Rücknahme wird 
nach Ablauf der Einspruchsfrist wirksam.

4.
Zum Einspruch gegen die Entscheidung der 
Schiedskommission

4.1.
Zum Einspruch eregen die Entscheidung der 
Schiedskommission an die Strafkammer 
(§§ 54, 55 SchKO)

4.1.1.
Die Strafkammer hat nach Eingang des 
Einspruchs die vollständigen Unterlagen 
der Schiedskommission heranzuziehen. Ist 
die . Einspruchsfrist des Betroffenen von 
2 Wochen nicht gewahrt, ist er auf die 
Möglichkeit hinzuweisen, gemäß §§ 79 ff. 
StPO Befreiung von den Folgen einer Frist­
versäumung zu beantragen.
Die Vertretung durch einen Rechtsanwalt 
bei Einlegung des Einspruchs und im Ein­
spruchsverfahren ist zulässig.

4.1.2.
Eine mündliche Verhandlung soll durchge­
führt werden, wenn das Protokoll über die 
Beratung der Schiedskommission nicht aus­
sagekräftig ist oder das Gericht auf Grund 
widersprüchlicher Unterlagen den Sachver­
halt nur durch Anhören der Beteiligten 
oder anderer Bürger klären kann.

Die Beteiligten und die Zeugen können 
nach den Bestimmungen der Strafprozeß­
ordnung vernommen werden.
Der Staatsanwalt ist von der Durchführung 
einer mündlichen Verhandlung zu benach­
richtigen.
Die mündliche Verhandlung findet unter 
Mitwirkung von Schöffen statt. Auch wenn 
keine mündliche Verhandlung durchgeführt 
wird, ist die Entscheidung des Gerichts 
unter Mitwirkung von Schöffen zu treffen.

4.1.3.
Die Entscheidung der Schiedskommission 
ist auch hinsichtlich nicht ausdrücklich mit 
dem Einspruch gerügter Mängel zu über­
prüfen.
Die Verletzung grundlegender Bestimmun­
gen über die Durchführung und den Ab­
schluß der Beratung ' (§§ 14, 15, 18, 19 
SchKO) kann zur Aufhebung des Beschlus­
ses führen, wenn dadurch die Beratung 
wesentlich beeinträchtigt wurdet Ergibt die 
Überprüfung der Sache durch die Strafkam­
mer, daß die von der Schiedskommission 
getroffene Entscheidung teilweise fehler­
haft ist, wird diese nur insoweit aufgeho­
ben.

4.1.4.
In der Beschlußformel hat die Strafkam­
mer auszusprechen, ob der Einspruch zu­
rückgewiesen wird oder ob die Entschei­
dung der Schiedskommission im Wege der 
Selbstentscheidung abgeändert oder ob sie 
aufgehoben und die Sache zu erneuter 
Beratung und Entscheidung an die Schieds­
kommission zurückgegeben wird.
Die Gründe des Beschlusses müssen eine 
knappe Schilderung des bisherigen Verfah­
rens und des Sachverhalts, die Angabe der 
Einspruchsgründe und die Auseinanderset­
zung mit ihnen enthalten.

4.1.5.
Entstehen im Verfahren über den Ein­
spruch eines Beteiligten, der zur Zurück­
weisung des Einspruchs führt, dem anderen 
notwendige Auslagen, so sind diese zu 
erstatten. Hatte der Einspruch teilweise 
Erfolg, können die Auslagen anteilmäßig 
erstattet werden. Hat der Einspruch des 
Beschuldigten zur Aufhebung der Entschei­
dung der Schiedskommission durch die 
Strafkammer geführt, weil der Beschuldigte 
nicht verantwortlich ist, so können ihm die
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